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zialwort der Kırchen hatten WIT mehr als Dialogveranstal- gut, aber auch den anderen ächern DIie alte dee der Unıi-
(ungen, be1 denen Kırche Plattform WAarTr un: WIT uns mıt versıtas darf nıcht infach VO 1SC gewilscht werden, wenn

theologischen un kirchlichen Stimmen Wort SC die Unıiversität nıcht ZUrTr Berufsausbildung degenerieren soll
meldet en Und darum meın Eiınsatz hıer für die Es geht darum, auch als Kırche Miıtverantwortung für die
Theologıie INn rfur Vielleicht gelingt Ja auch, eıne Einbin- Universıität als übernehmen. Es stellt sıch schon dıe
dung In dıe staatlıche Uniıiversıität erreichen. Wichtiger als rage, ob WIT nıcht iın den Ländern zumiındest einer
diese strukturellen Fragen aber Ist, da{fs genulın WE Oxit {Deo: Stelle unıversıtär verankert se1n ollten Für die Landesregle-
logie emacht wird elıne Theologie, die diesen östlichen rung oder auch andere OTITeNTlıche Instıtutionen macht
aum In denenımmt. Natürlich mussen auch die SC vermutlich einen Unterschied, ob elıner AUsS$s dem Uniıver-
samtdeutschen Erfahrungen eingebracht werden, überhaupt sıtätsbereich kommt oder 1L1UT Aadus eıner kirchlichen OCH-
die Erfahrungen, die WIT 1m mitteleuropäischen Ala schule un damıt scheinbar 11UTL AdUus einer kırchlichen Bın-
chen, aber gerade 1ler müßte verstärkt Diasporatheologie SC nensicht spricht, Wäas Ja nıcht se1n mMUu: DIie Einbindung ist
trieben werden. DiIie Begegnung mıt eiıner Bevölkerung, die nıcht die entscheidende rage, aber S1Ee ware eın wichtiges
die Kirchenferne verinnerlicht Hatı ist die spezıfische Heraus- Sıgnal. Wır wollen u11l In der Wahlperiode abermals
forderung. Das geht nıcht ohne theologische Reflex1ion darum bemühen Wenn das nıcht elingt, werden WIT In JE

dem Fall Formen der Kooperation finden Das Wiıchtigere 1st
Wıe wichtig ware AaJur InNe Einbindung der kırchlichen in jedem Fall das Sachanliegen: da{is WITF auf dem Campus

Hochschule In dıe staatlıche Unwwersität? präasent SINd, da{s Junge Studenten anderer Fachrichtungen,
wirklich authentische katholische Theologie wahrnehmen

Wanke Wenn die Uniiversıitäten der Ort für das öffentlich un studieren können. Man kann hler sSiam un: Buddhıis-
reflektierende wissenschaftliche espräc Sind, dann sollte [11US studieren un soll nıcht Theologie hören können. [)as
Theologie dazu gehören un War nıcht 1U gastwelse, 1st für mich das ÄArgernis. [a ollten WIT nıcht ängstlich se1ın
sondern SOZUSdSCHI mıt 1mM o0ot sıtzen. I)as tut der Theologie und Flagge zeigen.

Nur ein Übergangsmodell?
iIne Bilanz/ zur Reform des deutschen Staatsangehörigkeıitsrechts

Miıt der abschließenden Beratung des (Jesetzes Anfang Maı ım Bundestag fand der erste
Teıl des Reformwerks einem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht einen
SCH  U Klaus Barwıg, Studienleiter der tholıschen ademı1e Rottenburg-
Stuttgart mi1t dem Schwerpunkt Ausländerrecht und -polıtik, analysıert tärken und
Schwächen des 50g61’lü1’17’11’87’1 Optionsmodells mMI1t dem Fazıt Iieses stellt HUT INnNe UÜber-
gangslösung dar, hıs Mehrstaatigkeit nicht'mehr länger als Bedrohung verstanden wırd.

Nach Jahrelangem Streıt wird jetzt das Reichs- un Staatsan- TUCKIIC monı1erten Entwicklung egegnen werden, da{s das
gehörigkeitsrecht VO  = 1915 modernisiert. Di1e Neuregelung Staatsvolk 1mM verfassungsrechtlichen Sinne un die ohnbe-
trıtt Z In Kraft Während das bisherige Staats- völkerung In Deutschlan: zunehmend voneiınander abwe!l-
angehörigkeitsrecht VO „1US sangum1s-Prinzip” dem Er- chen. Unstrıttiges Ziel der Ausländerpolitik ist die ntegra-
werb der deutschen Staatsangehörigkeit WG Abstammung t1on der rund 73 Miıllionen Ausländer In Deutschland (8,9
VO  - einem Deutschen ausgeht, sınd UG die Koalıtions- Prozent der Gesamtbevölkerung), VO  H denen mehr als
vereinbarung un die nunmehr VO  z Bundestag un: Bundes- Prozent seıt miıindestens 20 Jahren un weıltere Z Prozent
rat verabschiedeten Gesetzesänderungen diesem weıterhın zwıschen un Jahren In Deutschland ansäss1ıg Sind. 163

Miıllıonen der In Deutschland eDenden Ausländer sınd auchgeltenden Grundsatz Elemente des Territorial- oder „1US sol1-
Prinzips” (Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Geburt 1mM hıer geboren, bel den ausländischen Jugendlichen zwıschen
an hinzugefügt worden. 155 un: Jahren ıst dıes mehr als eın Drıttel, bel den unter
Mıt dieser Reform soll auch der VO Verfassungsgericht AdUuSs- 16Jährigen über Z7WeIl Driuttel.
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DiIie Bundesregierung versteht die Neuregelung des Staatsan- mehrheit, eın Gesetzesvorhaben der damalıgen Bundesregie-
gehörigkeitsrechts als Integrationsangebot diesen Perso- Iung INg mıt dem Regierungswechsel 1mM Jahr 1982 unter.
nenkreis, also die auerna In Deutschland ebenden Auslän- FEinen erneuten Versuch unternahmen die Sogenannten A-
der Das damıiıt NI  e eingeführte Optionsmodell DIs Z Länder, also dıe SPD-regierten Bundesländer 1mM ahr 986
Lebensjahr MUu für ıne Staatsangehörigkeit optiert werden) mıt einem relatıv kurzen Gesetzentwurf, der Zzwel NECUE Eın-
ermöglıcht nach Ansıcht VO  —_ Bundesinnenmuinıisters tto bürgerungstatbestände enthielt: Erwerb UK Geburt (mın-
Schily „den INn Deutschland geborenen Kındern ausländischer destens eın Elternteil sollte In Deutschland geboren se1n) mıt
Eltern, sich VO  —_ Begınn vollständig mıt ihrem Heımatlan. Ausschlagungsrecht WG die Eltern 1mM ersten Lebensjahr
Deutschlan: ıdentifizieren “ Gleichzeitig soll mıt den VCI- SOWIeEe eıinen Einbürgerungsanspruch für ausländische Ju
kürzten Einbürgerungsfristen für dıie se1lt langem In Deutsch- gendliche, die sich mındestens zwıschen dem zehnten un
and lebenden Ausländer signalısıert werden, A dalß alle jene, Lebensjahr In Deutschland aufgehalten hatten un hre
die sıch HMSI demokratischen Rechtsstaat bekennen, bisherige Staatsangehörigkeit aufgeben wollten
uUunls als gleichberechtigte Staatsbürger wıllkommen sSind“

Auch In den beiden zurückliegenden Legislaturperioden kam
entsprechender Ankündigungen un: Inıtlatıven (Ge

setzentwürfe der Fraktionen VOoO  z Bündnis 90/Die GrünenDIe Vorgeschichte der Jjetzıgen Gesetzesreform
SOWIE der SPD, Ankündigung der Bundesregierung, elne

Der VO  S der Gesetzesreform betroffene Personenkreis sınd „Kinderstaatszugehörigkeit“ Sschalten wollen) keiner
zunächst die etwa 100 000 ausländischen Kinder, die Jährlic grundlegenden Reform des Staatsangehörigkeitsrechts.
In Deutschlan: geboren werden, davon fast 000 mıt einem
Elternteil, der bereits länger als acht re hier ebt DIe A ach der Bundestagswahl 1998 War klar, da{ßs die überfällige
fallregelung Kinder bıs UE zehnten Lebensjahr) etrifft Reform nunmehr ANSCSANSCH werde, hatten doch dıe Wahl-
rund 700 000 Personen. Urc die auf acht re verkürzten PTITOSTAMMIMNEN beılder Reglerungsparteien entsprechende An-
Einbürgerungsfristen könnten sıch theoretisch 4 Millionen kündigungen enthalten. DiIie Koalıtionsvereinbarung VO
Ausländer einbürgern lassen allerdings L1UT bei Aufgabe Oktober 1998 enthielt die rklärung: „Wır erkennen d
ihrer biısherigen Staatsangehörigkeıit, Was schon bısher das da{ß eın unumkehrbarer Zuwanderungsprozefß In der Ver-
Haupthindernis bel der Einbürgerung WAar. gangenheıit stattgefunden hat un setizen auf dıie Integration

der auf Dauer be]l Uu115 ebenden Zuwanderer, die sıch
Aufschlufsreich bleibt der IC auf die Vorgeschichte der (5e® Verfassungswerten bekennen.“ Im Zentrum dieser IM-
setzesreform: Zunächst 1M kirchlichen Bereich bereıts tegrationspolitik werde die Schaffung elınes modernen Staats-

Begınn der sıebziger HE Stimmen aut geworden, die angehörigkeıitsrechts stehen. el se]len insbesondere wel
eineinhalb Jahrzehnte nach Begınn der Anwerbung VO  - Erleichterungen umzusetzen „Kinder ausländischer Eltern

eliner faktischen Eiınwanderungssituation sprachen. Verwie- erhalten mıt Geburt In Deutschland die deutsche Staatsan-
SCI] se1 hier auf die Erklärungen des Okumenischen Pfingst- gehörigkeit, WE eın Elternteil bereits hler geboren wurde
treffens un die Stellungnahme des Deutschen Carıtasver- oder als MinderJähriger bıs Z Lebensjahr nach
bandes VO  = 971 SOWIeE den eschliu der Gemeilinsamen Deutschlan eingereist 1st un: ber 1ıne Aufenthaltserlaub-
Synode der Bıstümer In der Bundesrepubli Deutschlan aUus N1ISs verfügt. ‘
dem ahr 19/53 Al diesen Außerungen 1st geme1nsam, da{fß Und „Unter den Voraussetzungen VO  e Unterhaltsfähigkeit
S1Ee VOT dem intergrund der konstatierten faktıschen Eın- un Straflosigkeit erhalten einen Einbürgerungsanspruch
wanderung WarTr eın Daueraufenthaltsrecht ordern, sıch Ausländerinnen un: Ausländer mıt achtjährigem rechtmäfßS$i-
der naheliegenden rage erleichterter Einbürgerung jedoch sCh Inlandsaufenthalt, minderJjährige Ausländerinnen un:
noch nıcht aufßern. Ausländer, VO denen wenI1gstens eın Elternteil zumiıindest
Den eigentlichen Begınn der Reformbestrebungen 1mM Staats- über 1ıne unbefristete Aufenthaltserlaubnis verfügt un dıe
angehörigkeitsrecht markiert der Bericht des ersten Auslän- se1lıt fünf Jahren mıt diesem Elternteil In famıliärer (Geme1ln-
derbeauftragten der Bundesreglerung, Heınz Kühn, der für ıIn SC ın Deutschland en SOWIE ausländische Ehegatten
Deutschlan geborene bezıiehungsweise aufgewachsene dUu>- Deutscher nach dreiJährigem rechtmäfßigen Inlandsaufent-
ländische Jugendliche eın Optionsrecht („Einbürgerung PCI halt, WEn die ehelıche Lebensgemeinschaft seıt mındestens
Postkarte”) SOWIE eine generelle Überprüfung des inbürge- wel Jahren besteht.“ In beiıden Fällen sollte der Erwerb der
rungsverfahrens miıt dem 7Ziel orößerer Rechtssicherheit un deutschen Staatsangehörigkeit nıcht VO  } der Aufgabe der DbIS-
stärkerer Berücksichtigung der legitimen besonderen nteres- herigen Staatsangehörigkeit abhängig se1ln.
SCI] der ausländischen Famıilien forderte.

Einen ersten Arbeıitsentwurf, der die Elemente der Koalitions-
Eın erster entsprechender Gesetzentwurf des Landes OTrd- vereinbarung 1mM wesentlichen direkt egte Bundes-
rhein-Westfalen erlangte nıcht die notwendige Bundesrats- innenmiınIister Schıily Januar 1999 VO  e Geplant Wal,
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mıt dieser ersten Teilreform (eine umfassende Reform sollte rUuNng als auch miıt der P.-Spitze Verhandlungen aufneh-
In einer zweıten ufTe folgen) „den Einbürgerungswilligen eın INnen sollten, zielte doch der Bundeskanzler In dieser rage
positıves Signal” geben und Hoffnungen, die der egle- nıcht L11UTE eine Bunderatsmehrheit, sondern elne möglıchst
rungswechsel geweckt habe, nıicht erst nach Jahren erfüllen breite eNnrhelr 1mM Bundestag

Damıt WarTr das Optionsmodell faktisch akzeptiert. DiIie /Al=
Konflikte innerhalb der Koalıtion entzündeten sıch zunächst stımmung VON Bündnis 90/Di1e Grünen resultierte daraus,;,

den Krıterien „Straflosigkeit” und „Unterhaltsfähigkeit”. da{s INan In den strıttigen Bereichen Straflosigkeit un Un-
Während Bündnıs 90/Die Grünen davon ausg1ing, hierbeli terhaltsfähigkeit grundsätzlic den Regeln des bisherigen
werde dıie Bestimmungen des geltenden Rechts AaNSC- Rechts zurückkehrte. Das Modell wurde als „Königsweg“ SC
nüpft, zeigte sıch In der folgenden Auseinandersetzung genüber langwierigeren Bundesrats-Vermittlungsverfahren
wohl auch durch entsprechende Inıtiatıven Aaus SPD-regier- favorisilert. Auch Vorschläge, L1UTLT diejen1gen eıle des Ent-
ten Bundesländern da{fß Ausländer bei Straffälligkeit auf wurfes durchzusetzen, die keiner Zustimmung des Bundesra-
Dauer VO  - einem Einbürgerungsanspruch ausgeschlossen tes bedurft hätten, wurden verworftfen. Ziel WAarTr CS; das Ver-
Jeiben ollten un die Sozlalklause auch dann Anwendung fahren bestmöglich beschleunigen. Das Gesetzesvorhaben
finden ollte, WEn die fehlende Unterhaltsfähigkeit nıcht wurde 1U als Gruppenantrag VO eliner Mehrheit
VO Ausländer selbst vertreten WAarLr (zum e1sple undı- aus SPD, Bündnıis 90/D1e Grünen un weıterge-
3Uung nach langjähriger Beschäftigung), selbst dann, WEln DiIie Verabschliedung sollte och VOT der Wahl In Bre-
tatsächlıc keine Miıttel bezogen würden, sondern lediglich IHEN und VOL der Europawahl erreicht werden.
eın Nspruc (etwa auf ergänzende Sozılalhilfe) estand ıne
Reaktion auf Forderungen aus der GSU tellte dıe FEın-
führung einer Regelanfrage beim Verfassungsschutz für alle ollten Kırchen un Nichtregierungsorganisationen
Antragsteller dar ausgebootet werden?

Zuvor hatte eine Splegel-Umfrage geze1gt, da{ßs un Am prı fand 1mM dafür zuständigen Bundestags-Innen-
L1UT 39 Prozent der Wahlberechtigten für die oppelte Staats- ausschuß ıne öffentliche nhörung dem Gruppengesetz-
bürgerschaft ıne zunächst In ihrer Breitenwirkung entwurf un den Alternativentwürfen der W/ACSUESBUNn:
VOoONn den Reglerungspartelien unterschätzte Unterschriftenak- destagsfraktion Schwerpunkt dieser nhörung War die
t1on VO  } GDW un GSU die Pläne Z Staatsange- verfassungsrechtliche Zulässigkeit des geplanten Optionsmo-
hörigkeitsrecht (vor em die dort vorgesehene Hın- Entsprechende Nachbesserungen 1mM Gesetzentwurf
nahme VO  s Mehrstaatigkeıit) konnte VO  = ihrem Begınn wurden anschließend VOIrSCHOMMMECN.
dıie Jahreswende 998/99 bis Z Abschlufß 1mM Maı rund fünf Da{s 65 nıcht ıIn erster Linıe die integrationspolitische
Millionen Bürgerinnen un: Bürger die ane der Bun- Tragfähigkeit des geplanten Entwurfes gng un gehen ollte,
desregierung mobilisieren. zeigte sıch bereits beım Einladungsmodus der Fxperten:
Der hessische Landtagswahlkampf wurde VO der CDU adUuUs- Während bel vergleichbaren Anhörungen üblicherweise
drücklich auch mıt dieser bundespolitischen ematı gC Kırchen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände, Instıtutionen
führt un der Wahlausgang ‚Wi die Regierungskoalıtion der Betroffenen, Menschenrechts- un andere nıchtstaatliche

weılteren Zugeständnissen, da das Gesetzesvorhaben Urganıisationen SO die Klammer“ S  INMECN, das el
gesichts der mıt der Hessenwahl ebenfalls geänderten ehr- nıcht auf den Schlüssel der einzelnen Bundestagsfraktionen
heitsverhältnisse 1mM Bundesrat In selner ursprünglıchen angerechnet werden, wurde ın diesem Fall auf Antrag der
Form nıcht mehr durchsetzungsfähig SCWESCH ware DU/CSU-Bundestagsfraktion anders verfahren.

Hätte Bündnıis 90/Die (Grünen nıcht eweıls einen Vertreter
Zur Rettung der geplanten Reform muflßte sıch die Regjierung des evangelischen un des katholischen Büros In ONn gela-
nach einem Bündnispartner umsehen, die Bun- den, ware keine der oben genannten Instıtutionen vertretiten
desratsmehrheit wleder herzustellen. Dazu bot sıch das SPD/ SCWESCNH. Aber 65 doch gerade Kırchen, Wohlfahrtsver-
F.D.P-regierte Rheinland-Pfalz al da dieses selbst 1997 eline an: un Gewerkschaften SCWESCI, die sıch se1t Jahrzehnten
Bundesrats-Initiative ZUT Reform des Staatsangehörigkeits- aufgrun ihres konkreten Engagements iıne Verbesse-
rechts unternommen hatte eren wesentliches Merkmal WAar rung der Lebenssituation VO Miıgranten immer wıieder auch
en „UOptionsmodell”, das el die Vermeidung VO  — ehr- ın den politischen aum hınein Wort gemelde hatten.
staatıgkeıt UT Optionspflicht für 1ıne Staatsangehörigkeit
bis ZA00 Lebensjahr. Miıt der abschliefßenden Beratung des Gesetzes Maı 1mM
Am ebruar vereinbarte die rot/grüne Koalitionsrunde Deutschen Bundestag bDzw. mıt der Bundesrats-Debatte
(ohne Beteiuligung der Jjeweiligen Bundestagsfraktionen), da{fs 2i Malıl; die keine Anderungen mehr erbrachte), fand der C1-
Bundesinnenminister Schily un Staatssekretär AaAUS Hen- sTe Teıl des geplanten Reformwerks selnen Abschlufß iıne
nıng Schapper sowohl mıiıt der rheinland-pfälzischen egle- breite enrner VO  = 365 Abgeordneten stimmte Fraktio-
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HCM VO SPD, Bündnisgrünen un SOWIE ein1ge DIie Möglıchkeiten, den Verlust der deutschen Staatsange-
Abgeordnete der PDS), 184 votlerten dagegen die G SWELan« hörigkeıt beim Erwerb einer ausländıschen Staatsangehörigkeit
desgruppe lehnte das (Jesetz geschlossen ab, SOWIe die über- 1M Ausland NO eine Beibehaltungsgenehmigung abzuwen-
wliegende Zahl der CDU-Abgeordneten un: ein1ge SA den, sofern fortbestehende Bindungen Deutschland
geordnete) un 39 (darunter CDU-Abgeordnete SOWIE die glaubha: emacht werden, werden gleichzeıtig ausgeweltet.
meılsten PDS-Abgeordneten) enthielten sıch der Stimme.

/u den wichtigsten Eckpunkten des (Gesetzes zählt ıne teilweise irrational eführte Diskussion
da{ßs das Abstammungsprinzıp (1us Sangu1n1s) weıterhın oilt,
aber umm Elemente des Territorialprinzıps (1Us sol1) erganzt iıne Entlastung der Einbürgerungsbehörden wird WE den
wird: In Deutschland geborene Kınder ausländischer Eltern Verzicht auf dıe Verfahren ZULE Einbürgerung statusdeutscher
erwerben mM1t der Geburt dıie deutsche Staatsangehörigkeit, Vertriebener, Aussıedler und Spätausstedler erzıelt, die die
sofern ın Elternteil se1t mındestens acht Jahren rechtmäßig deutsche Staatsangehörigkeit künftıig kraft Gesetzes CI -

1mM Inland selinen gewöhnlichen Aufenthalt hat un mınde- ben Der Entlastungseffekt wırd bezogen auf dıie Zahlen
se1lt drel Jahren ıne unbefristete Aufenthaltserlaubnis VO  —_ 199 / auf 195 /49 Verfahren beziıffert. Eıne weıltere Ent-

besıtzt ($ Abs des ın Staatsangehörigkeitsgesetz StAG| astung der Einbürgerungsbehörden resultiert AdUus der Aufhe-
umbenannten Reichs- un Staatsangehörigkeıtsgesetzes). bung der Pflicht; VOT jeder FEinbürgerung die Zustimmung

des Bundesinnenministeriums einzuholen. DIe Kosten einer1eSs stellt 1ıne Verbesserung gegenüber dem Koalıtionsver-
rag dar, da bereıts die 7zweıte (GGeneratıon In den enu der Einbürgerung werden VO  Z bısher 300 ark auf eın ‚kosten-
Neuregelung kommt deckendes Niveau“ VO  s 500 ark angehoben. Allerdings

bleibt die Gebühr für die Einbürgerung MinderJähriger ohne
FEın Einbürgerungsanspruch wıird 1m Rahmen einer Altfallrege- e1genes Einkommen bel 100 ark.
lung für Kınder 1MmM er VO  — bıs zehn Jahren geschaffen,
die VOT Inkrafttreten des Reformgesetzes geboren wurden ıne I1el VO  5 ınwänden führen Kritiker el
und hbe]l denen oben Voraussetzungen des 1US solı das Reformvorhaben all; die sich 1mM einzelnen betrachtet Je>
u Zeıtpunkt der Geburt vorgelegen hätten. DIiese egelung doch meIlst nicht aufrecht erhalten lassen; E{IW.; dıie Kritik,
ıst auf eın ahr befristet. Auch dies bedeutet eiıine Erweıiterung Doppelstaater un vermehrte Einbürgerung führen MAS-

gegenüber dem Koalıtionsvertrag. senhaftem Famıiliennachzug: Wiıe irrational die Diskussion
die Hınnahme VO  z Mehrstaatigkeit geführt wurde, zeıgte

Einbürgerungserleichterung für erwachsene Ausländer wurden sıch beispielsweise be1 der Quantifizierung des Nachzugspo-
WE Verkürzung der erforderlichen rechtmäßigen Allfe tentials. DiIie Zahl VO 600 000 zusätzlıchen Zuzugsberechtig-
enthaltszeit VO  - bisher auf künftig acht He geschaffen. ten aus So  en Drıttstaaten Ttammte VO  - Gerd ANdS-
Allerdings werden nunmehr ausreichende Kenntnisse der berg, dem Geschäftsführer des Deutschen Städte- un
deutschen Sprache SOWI1E eın Bekenntni1s A Grundgesetz Gemeilndebundes un wurde ungeprü auch VO prominen-
vorausgesetzt und die Einbürgerung VO  - extremistischen ten Gegnern des Gesetzentwurfes verwendet.
Ausländern ausgeschlossen, wobel jedoch sogenannte >Iu' Geht INan dagegen davon dUus, da{ßs schon jetzt der uzug VOIN

gendsünden aulser Betracht Jeiben Kındern DIs Z vollendeten 16 Lebensjahr un Ehegatten
99-  aflsvolle  C6 Erweıterung un Konkretisierung erfuhren AUS= sıch In Deutschland rechtmäfsig aufhaltenden Drıttstaats-
nahmeregelungen In besonderen Härtefällen für dıie Hın- angehörigen (für U-Bürger, die VO  - ihrem ec auf Fre1-
nahme Von Mehrstaatigkeit: VOT em für politisch Verfolgte zügıgkeıt eDrauc emacht aben, gelten hnehın weıterge-
un anerkannte Flüchtlinge, SOWIE be1 erneDblıchen Nachte!i- en Regelungen gestattet 1Sst, bleibt lediglic fragen,
len wirtschaftlicher oder vermögensrechtlicher Art un: be] welche ausländischen Familienangehörigen einem „ehe-
EU-Angehörigen, deren Herkunftsstaaten Mehrstaatigkeit malıgen Auslände nach dessen Einbürgerung zusätzlich -
hinnehmen. ziehen dürfen IIies etrifft ZU einen bei den Kındern dıie

Gruppe der 16—18)jährigen (bezogen auf die Türken 1ıne
Neu ist die egelung, da{s beim Erwerb einer ausländischen Größenordnung VO höchstens 5000, aber auch 1L1UT dann,
Staatsangehörigkeit der Verlust der deutschen nıcht 11UT wenn wirklıch alle auch kämen) un ZAU anderen die Ehe-
WI1e bısher beli Wohnsıitz 1mM Ausland, sondern nunmehr gatten, deren hıer ebDender Partner selinen Unterhalt nıcht
auch 1mM Inland eintriıtt. Denn die Bundesregierung strebt d aus eigener Kraft bestreiten annn
die mgehung des Grundsatzes der Vermeidung VO ehr-
staatıgkeıt einzugrenzen; der Hintergrund dieses orhaben DE das NEUEC Gesetz hler hnehıin schon Vorsorge getroffen
1st die Praxıs ein1ıger Staaten (u der Türken), iıhren ehema- al leg das zusätzliche Potential 11UT In Konstellatiıonen, ın
lıgen Staatsangehörigen die Staatsangehörigkeıt nach erfolg- denen der Partner erst nach seliner Einbürgerung soz1al-
ter Einbürgerung In Deutschland wıleder „zurückzugeben”. hılfebedürftig geworden ist oder dıe schon VOTL der ınbürge-
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Ausländerrecht

LUNS bestehende Bedürftigkeit nıcht selbst vertreten hatte freundeten, insbesondere i1bero-amerikanıischen Staaten, un:
Nıe un nımmer können Aaus einer olchen Konstellation ın Dänemark 1st die Praxıs UG elne el VO  S Ausnahme-
auch 1Ur annähernd dıie Zahlen entstehen, die VON Gegnern regelungen bestimmt.
der Reform In die Debatte geworfen wurden.

(GJünter Renner, Autor einschlägıger Gesetzeskommentare
Eın welılterer zentraler FEinwand lautet, Doppelstaater hätten un ıtglie der Migrationskommission der Deutschen Bı-

schofskonferenz, tellte dazu schon VOT Jahren fest, da{s muiıtt-In Deutschland doppelte Rechte: Auch Doppelstaater sınd
die hiesige Gesetzgebung gebunden, en jedoch aufgrund lerweiıle 1LL1UT och In wenigen europäischen Staaten der
der weılteren Staatsangehörigkeıit In dem entsprechenden Grundsatz ZUT Vermeidung AA Mehrstaatigkeit ebenso kon-
Staat Je nach dortiger Rechtsordnung möglicherweise zusatz- sequent aufrecht erhalten werde WI1e In Deutschland.
iıch das aktıve/passive Wahlrecht
Krıtisıert wird ebenso, Doppelstaater dürften weder abgescho- DiIie Bundesregierung raumt selbst e1N, da{ß mıt dem KOom-
hben noch UTLS Ausland ausgeliefert werden: DIies 1st zutreffend. promi( ein1ıge Wünsche uner geblieben SInd. Als eispie
Kriminelle Doppelstaater mussen nach deutschem ec ab- hierfür wiırd etwa die erste Ausländergeneration genannt, der
geurteilt werden un hre Strafe In Deutschland verbüfßen. den ursprünglichen Plänen srundsätzlich keine dOop-
Straffreiheit un Verfassungstreue wurden deshalb ZZ UE MO pelte Staatsangehörigkeit zugestanden wird. Gerade den (GI-
aussetzung für eine Gewährung der deutschen Staatsan- HCN lag VOT em eın grofßzügiges Angebot für die Z

gehörigkeıit emacht. Teil schon selt mehr als Jahren hiıer ebende Generatıiıon der
Weıter wıird befürchtet, Junge Doppelstaater können sıch das ehemaligen „Gastarbeıter” Herzen. Wiıiederhaolt hatten S1€
Land des „bequemsten” Wehrdienstes aussuchen: Doppelstaa- eshalb eın glaubwürdiges Einbürgerungsangebot dıie
ter mMussen den Wehrdienst 1mM Land ihres Hauptwohnsitzes Generatıon gefordert. (Jenau dieses, nämlich Einbürgerungs-
ableisten. DIe gegenseılt1ige Anerkennung des Wehrdienstes erleichterungen für Erwachsenengruppen, ehnte die
erfolgt WE eın entsprechendes Europaratsabkommen, jedoch ab un: seizte sıch hlermıt ScCHhNEISLIIC auch ÜT
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen SOWIE Urc natıo0-
nales ecCc z Türkei), womıt für den iın rage kommen-
den Personenkreis die behauptete Konstellation nicht eIN- Fast 7wel Millionen Doppelstaater en schon In
trıtt. Deutschlan
Fördert, WI1e ebenfalls monı1ert wird, die Hınnahme doppelter
Staatsangehörigkeit dıe Etablierung ausländıscher Parteıen In Wenn die Bundesregierung 1U  —_ eine Kehrtwendung emacht
Deutschland? War en Doppelstaater WI1e alle Deutschen hat, bleibt doch die Erkenntnis des Innenminiısters gültig,

das ee ın Deutschlan Parteıen gründen un: da{s sıch die Vermeldung VO  = Mehrstaatigkeit als das bedeu-
ahlen anzutreten Allerdings mMussen diese sıch der VCI- tendste Einbürgerungshindernıis der Vergangenheıt erwlesen
fassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepubl: Deutschland hat DIie Kritiker ollten dabel jedoch nıcht übersehen, da{s
orlıentlieren un 1mM übrigen erscheint sehr unwahrschein- gerade In den Zeıiten ihrer 16Jährıgen Regierungsverantwor-
lıch, da{fs solche Parteıen die erforderliche Mindestzahl VO  = (ung die Zahl der Doppelstaater In Deutschland auf mıiıttler-
Stimmen erreichen können. Dies belegen auch die TTIahrun- welıle ohl zwıschen l un Millionen angewachsen ist
gCN dUus den europäischen Nachbarstaaten. (Bundestagsdrucksache 4/509) Nıemand we1lfs NAaU, wWIe-

viele C5 wirklich S1Ind.
aum bestreıten aber 1Sst, da{$ das Land, das als einer derannn sıch der ursprünglich ANSCHOININEN Effekt der Verfah-

rensvereinfachung MR Wegfall der entsprechenden Entlas- etzten Staaten 1mM vereinigten Europa mıt eıner namhaften
sungsverfahren AdUusSs der biısherigen Staatsangehörigkeit 1U  _ Einwandererpopulation grolse Anstrengungen unternımmt,
INSs Gegenteıil verkehren? Kritiker WAarnenNn VOT einer el Mehrstaatigkeıit vermeılden, ohl mıt dıe srößte Zahl
noch nıcht genügen geklärter TODIEME; die 1E die Opt1- Doppelstaatern hat, ohne da{ßs dies In der Offentlichkeit be-
onsregelung LICU hinzukommen. Von seıten der CDU/CSU kannt ist, exakte Zahlen rhoben werden oder diese Sal als
wırd VOT em SCH der Optionsregelung eline Verfassungs- Problem auc. nıcht bel der Bundeswehr un nıcht 1mM Aus:-
klage CrWOSCN. wärtigen Dienst miıt tradıtionell vielen Doppelstaatern) ANBC-
Eın TG ber dıe renzen ze1ıgt, da{fß In europäischen sehen wird.
Staaten mıt nennenswerten Anteılen ausländischer Bevölke- IIies leg ohl daran, da{is sıch die überwiegende Zahl der
LUNg (Frankreich, Irland, Italıen, Grofßbritannien, Griechen- Doppelstaater In Deutschland Aaus den se1t Begınn der achtzi-
land, Türkel, ortuga. un der ChweIlZz inzwischen möglıch CI re zugewanderten (Spät-)Aussiedlern zZUusammenSseTtTZtT,
ist, beim Erwerb der dortigen Staatsangehörigkeıit dıe 1SNe- dıe ıhre bisherige Staatsangehörigkeit nicht aufgeben mu{fs-
rıge behalten Luxemburg, Österreich, Schweden un ten Der weıltaus kleinere Teil SInd Kınder AdUus sogenannten
Finnland wollen weıterhın möglichst jede Form VO  z ehr- bınationalen Ehen, die bei Geburt automatisch die Staatsan-
staatıgkeit vermeılden, Spanıen macht Ausnahmen be]l be- gehörigkeiten belder Eltern erhalten.
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Naher ()sten

Möglicherweise werden Experten WI1e der Konstanzer Staats- ZUIN1$ des Grundsatzes der Vermeidung VO  _ Mehrstaatigkeit
rechtler Kaı Haılbronner — eın unter Bundesinnenminister beiträgt”.
Kanther WIE unter Schily geschätzter Gutachter recht Aal® SO wird die Neuregelung vielleicht 1L1UT das Durchgangsmo-
ten, der In selinen Ausführungen Z Innenausschuf-An- dell für elıne Reform se1n, dıe In der Mehrstaatigkeit keine
hörung ZU rgebnis kam, das Optionsmodell werde 5 VOT- Bedrohung mehr sıeht, sondern s$1e gelassen als Teil der Nor-
aussıchtlich einer verwaltungsgerichtlicher malıtät In der heutigen Staatenwelt elnes zusammenwachsen-
Verfahren ren,; ohne da{ß werden kann, da{s dıie den Europas akzeptiert un ihren integrationsfördernden
UOptionsregelung In nennenswertem Umfang A0 Durchset- mpetus versteht. AaAUS Barwıg

Unversöhnliche Gegensätze?
Israel un selne relig1ösen Partelen ach der Wahl

ach den israelıschen ahlen richten sıch dıe Blicke auf den Mınıisterpräsiden-
fen Ehud Barak. Von ıhm versprechen sıch vıele Entspannung für dıe Beziehungen
zwıschen säkularen und relıg1ösen en Dıie Politikwissenschaftlerin Ula Brauch
geht für UTLS dem Einflufß des Judentums auf den Staat Israel nach und stellt dıe relı-
g1Lösen Parteıen In der Knesset VOT.

Maı 1999 Hunderttausend Israelıis machen sich In dieser lem der Konflikt zwischen „Weltlichen“ (chılonim) un: „Ge-
Wahlnacht 1Ns Zentrum Tel Avıvs ZU Rabin-Platz auf, setzestreuen“ (datiım), die immerhın etwa 20 Prozent der Ju-
den Sieg Ehud Baraks über BenjJamıin Netanjahu feiern. ischen Bevölkerung ausmachen, heute das Bild einer
Miıt Freudentänzen un: ufien WI1Ee: „‚Rabın hat gewonnen!” scheinbar geteilten Gesellschaft Wiırd Ehud an gelin-
begrüßen S1E das Ende der drejJährigen Amtszeıt NetanJjahus. SCNH, einen WECM Konsens stiften oder MUu: die israelische
Für viele 1st dieseaWI1Ie eın Erwachen aus einem bösen Demokratie lernen, mıt unversöhnlichen Gegensätzen le-

ben?Iraum. Erst Jetzt wiırd sıchtbar, ın welchem alse Netanjahu
nıcht 1L1UT den Friedensprozefß ZU rliegen gebrac. hat,
sondern auch das demokratische en In Israel Netanjahu Die Ausgangsbedingungen für einen Kontrakt ZWI1-
hatte der lınken Opposıtion die Legıtıimität abge- schen Säkularen un Religiösen scheinen günst1g, denn die
sprochen. Auch Verrat der Jüdischen Chatte der israelische Gesellschaft 1st alles andere als religionsfeindlich.
Arbeıtspartei unter ara vorgeworfen. DIie meIlsten integrieren tradıtionelle, Jüdische Gewohnheiten
Das Ende der politischen Lähmung un: die Hoffnung, WI1e- In ihr eben, die sS1e ach individuellem Standpunkt rel1g1Öös,der einem demokratischen Mıteinander kommen, kulturell und natıonal interpretleren. J1e INan VO  S den dIid-

die Atmosphäre der Wahlnacht In eliner selner ersten bisch-israelischen Partelien ab, tellen säkulare Israelis den
en elıngt Barak,;, dieser Stiımmung USdruc verle1- dischen Charakter sraels kaum In rage;, obwohl der beson-
hen ‚Heute abend reichen WIT allen mut1g die Hand, den dere Status der Jüdischen Religion 1mM Staat VO  z) AnfangWeIitlıc eingestellten un: den religiösen Bürgern, den Ultra- Quelle vielfältiger ON{iIlıkte WAär. Als 6S Anfang des Jahres
orthodoxen un: den Einwohnern In den Sıedlungen, den IS den bisher heftigsten Angriffen der Ultra-Orthodoxen (cha-
raelis Aaus dem Mittleren ()sten un den israelischen Asch- redim) auf den demokratischen Rechtsstaat kam, schaute
kenasım, den Einwanderern aus Athiopien und der Netanjahu tatenlos Längst hatte selne liıberalen Über-
ehemaligen SowJetunlon, den Arabern, Drusen, Ischerkessen ZCUSUNSCH eine CNSC Lia1son mıt den Streng relig1ösenun Beduinen jeder, jeder VO  > iıhnen 1st eın Teıl des israelı- Parteıen eingetauscht.
schen Volkes Den orn der Charedim hatten verschiedene Urteile israelı-
Der unsch nach Einheit un Überwindung gesellschaftlicher scher Gerichte heraufbeschworen, die S1e als Angriff auf das
altung kommt nıcht VO  - ungefähr. Denn Netanjahu 1st 65 Judentum verstanden: SO entschied eın Jerusalemer Arbeiıts-
seı1t seinem Amtsantrıtt 996 gelungen, die Kluft zwıschen gericht 1mM Dezember vVEISANSCHNCN Jahres, da{fß dıe uzım
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen vertliefen. Vor al- hre Geschäfte künftig auch Schabbat öffnen dürfen
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